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Die drastisch gestiegenen Kosten für Benzin, Strom, Lebensmittel und Heizung empfinden die baden-württembergischen Verbraucherinnen und Verbraucher als besonders belastend. BILD: HAUKE-CHRISTIAN DITTRICH/DPA

Inflation macht große Sorgen
Ein Krieg im Osten
Europas, große
Probleme in der
Energieversorgung,
rasant gestiegene
Preise, ein bisher
ungebremster Klima-
wandel und schließlich
der Wiederanstieg der
Coronazahlen – es gibt
aktuell ein ganzes
Bündel von Krisen.
Wie reagieren darauf
die Menschen in
Baden-Württemberg?
Der BaWü-Check, eine
Umfrage des Instituts
für Demoskopie
Allensbach, gibt
Antworten auf diese
Frage. Die Unter-
suchung entstand im
Auftrag der baden-
württembergischen
Zeitungsverlage.

Von Rainer Pörtner

� Zukunftssorgen
Insbesondere der Ukraine-Krieg
und die Inflationssorgen beeinflus-
sen die Stimmungslage der Bürge-
rinnen und Bürger in Baden-Würt-
temberg massiv. Der Zukunftsopti-
mismus verharrt weiterhin auf ei-
nem historischen Tiefst-
stand. Nach wie vor sieht
nur knapp jeder vierte Ba-
den-Württemberger den
kommenden zwölf Mona-
ten mit Hoffnungen entge-
gen, die große Mehrheit
bleibt tief besorgt: Knapp
jeder Dritte blickt mit aus-
geprägten Befürchtungen
auf die nächsten Monate,
ebenso viele mit Skepsis. Damit liegt
die Zuversicht in Baden-Württem-
berg unter dem Durchschnitt im
Bundesgebiet: In einer zur gleichen
Zeit durchgeführten bundesweiten
Befragung waren 28 Prozent der Be-
völkerung für die kommenden Mo-
nate zuversichtlich gestimmt.

� Preisanstieg
Als besonders belastend empfindet
die Bevölkerung die Inflation bei den
Kosten für Benzin, Strom, Lebens-
mittel und Heizen. Entsprechend
versucht ein Großteil von ihnen,

auch gerade hier sparsamer zu sein
und sich einzuschränken – mit Sprit-
sparen, weniger Restaurantbesu-
chen, Einschränkungen beim Klei-
derkauf, Verzicht auf Reisen und
dem kostenbewussten Einkaufen
von Lebensmitteln. Viele drosseln

ihren Stromverbrauch
oder unternehmen weni-
ger in ihrer Freizeit. Perso-
nen, die sich von den Preis-
steigerungen besonders
stark belastet fühlen,
schränken sich in allen Be-
reichen weit überdurch-
schnittlich ein. Insbeson-
dere bei den Ausgaben für
Lebensmittel und Klei-

dung, aber auch für Urlaube, Ge-
nussmittel und Hobbys versucht
sich dieser Personenkreis über-
durchschnittlich einzuschränken.

� Mehrausgaben des Staates
Bundesweite Umfragen des Allens-
bacher Instituts zeigen, dass die Be-
völkerung infolge der Aneinander-
reihung von Krisen die finanzielle
Lage des Staates aktuell deutlich kri-
tischer einschätzt als vor Ausbruch
der Corona-Pandemie. Dennoch se-
hen die Bürger beim Staat nur gerin-
ge Einsparpotenziale.

Im Gegenteil: Die große Mehrheit
der Bevölkerung fordert von der ba-
den-württembergischen Landesre-
gierung in vielen Bereichen Mehr-
ausgaben. Dies gilt insbesondere für
Gesundheitseinrichtungen, Schu-
len, den Ausbau der Verkehrsinfra-
struktur, die Ausstattung der Polizei,
die Forschungsförderung, den Kli-
maschutz sowie für öffentliche Ein-
richtungen. Jeweils rund drei Viertel
fordern zudem höhere Ausgaben für
die Ausstattung der Polizei, für die
Förderung von Forschungsvorha-
ben sowie für Maßnahmen zum
Schutz von Klima und Umwelt.

Umgekehrt gibt es nur wenige Be-
reiche, in denen die Bevölkerung
Einsparpotenziale sieht. Am ehesten
noch bei großen Bauvorhaben, bei
kulturellen Einrichtungen sowie der
Sportförderung. So meinen 78 Pro-
zent, dass Baden-Württemberg bei
großen Bauprojekten eher sparen
sollte. 63 Prozent finden, dass auch
bei Kultureinrichtungen wie Theater
und Museen eher Geld gespart als
ausgegeben werden sollte. Bereiche,
in denen sich aus Sicht der überwäl-
tigenden Mehrheit der Bevölkerung
Sparmaßnahmen verbieten, sind
Gesundheitseinrichtungen und
Schulen.

� Viel Unmut über Bürokratie
Das Thema Bürokratieabbau ist
zwar fester Bestandteil von Wahl-
kämpfen und Parteiprogrammen, in
der politischen Praxis werden die ge-
äußerten Forderungen jedoch nur
selten konkretisiert. Die Bevölke-
rung würde den Abbau bürokrati-
scher Hürden mit breiter Mehrheit
unterstützen, zu groß ist der Unmut
über staatliche Regelungen und Ver-
ordnungen.

Ein Bereich, in dem derzeit be-
sonders intensiv über den Abbau
staatlicher Vorgaben diskutiert wird,
ist der Ausbau der Infrastruktur für
die Energieversorgung. Um insbe-
sondere die Genehmigungsverfah-
ren zu beschleunigen, gibt es ver-
schiedene Vorschläge. So wird unter
anderem darüber diskutiert, Abstri-
che beim Natur- und Umweltschutz
zu machen oder auch die Beteili-
gungsmöglichkeiten der Bürger ein-
zuschränken. Gegenüber beiden
Vorschlägen gibt es erhebliche Vor-
behalte: Nur 31 Prozent würden es
begrüßen, wenn es beim Klima- und
Umweltschutz weniger strenge Auf-
lagen gäbe. Ebenfalls nur 31 Prozent
halten es für einen guten Vorschlag,
die Beteiligungsmöglichkeiten der
Bürger einzuschränken.

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6164/IV

*und Unterstützung von Sportvereinen und Sportereignissen; **wie Schwimmbäder, Büchereien;

***wie Krankenhäuser, Sozialstationen

Bereiche, in denen sich die Bürger mehr staatl. Investitionen wünschen

Hier sollte Baden-Württemberg eher mehr Geld ausgeben –

***Gesundheitseinrichtungen 94

Ausstattung von Schulen 91

Ausbau von Straßen oder Bahnstecken 80

Ausstattung der Polizei 77

Forschungsförderung 74

Maßnahmen zum Umwelt- und Kilmaschutz 74

**Öffentliche Einrichtungen 70

*Sportförderung 47

Kultureinrichtungen wie Theater, Museen 37

Große Bauprojekte 22

(Angaben in Prozent)

Nach wie vor hohe subjektive Belastung durch Preissteigerung

Die Preise in Deutschland sind ja in den letzten Monaten gestiegen. Wie sehr belasten
Sie diese Preissteigerungen?
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In den unteren Einkommensgruppen fühlen sich 82 Prozent von den Preissteigerungen sehr stark
oder stark belastet!
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Weiterhin nur wenig Zukunftoptimismus

Sehen Sie den kommenden 12 Monaten mit Hoffnung oder Befürchtung entgegen?
(Angaben in Prozent)

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre; Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6164/IV
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Bereiche, in denen der Staat sparen sollte

Hier sollte Baden-Württemberg eher sparen –

Große Bauprojekte 78

Kultureinrichtungen wie Theater, Museen 63

*Sportförderung 53

**Öffentliche Einrichtungen 30

Maßnahmen zum Umwelt- und Kilmaschutz 27

Forschungsförderung 26

Ausstattung der Polizei 23

Ausbau von Straßen oder Bahnstecken 20

Ausstattung von Schulen 9

***Gesundheitseinrichtungen 6

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6164/IV

*und Unterstützung von Sportvereinen und Sportereignissen; **wie Schwimmbäder, Büchereien;

***wie Krankenhäuser, Sozialstationen

(Angaben in Prozent)

Landesweite Umfrage

� Der BaWü-Check ist eine
Umfrage der Tageszeitungen
in Baden-Württemberg, die
das Institut für Demoskopie
Allensbach durchführt.

� In der Zeit vom 8. bis zum
14. Juni 2022 wurden in
Baden-Württemberg 1068
erwachsene Personen online
befragt.

� Die Teilnehmer erhielten
eine E-Mail und konnten über
einen Link zum Fragebogen
gelangen. Dieser umfasste
13 Fragen. Die Teilnehmer
konnten dabei vorgegebene
Antworten anklicken.

� Befragt wurden Personen
ab 18 Jahren aus der deutsch-
sprachigen Bevölkerung in
Baden-Württemberg. Die
repräsentative Stichprobe
wurde durch eine nach
Geschlecht, Alter, Schul-
abschluss und Regie-
rungs.bezirk geschichtete
Zufallsauswahl ermittelt,
erklärt das Institut für
Demoskopie in Allensbach. pö

Feldmanngibt
Amt ab

Awo-Affäre: Frankfurter OB will
Ende Januar 2023 aufhören

Frankfurt. Der Frankfurter Oberbür-
germeister Peter Feldmann hat sei-
nen Rückzug für Anfang 2023 ange-
kündigt. Er werde im kommenden
Januar beantragen, seine Amtszeit
zum Monatsende zu beenden, teilte
der wegen Korruptionsverdachts
angeklagte SPD-Politiker am Diens-
tag in Frankfurt mit.

„Damit möchte ich der Stadt
Frankfurt ein quälendes und teures
Abwahlverfahren ersparen – und die
Gelegenheit nutzen, meine Amtsge-
schäfte nach nunmehr über zehn
Jahren zu einem ordentlichen Ab-
schluss zu bringen. Ich werde ein ge-
ordnetes Haus übergeben“, erklärte
er. Feldmann war erstmals 2012 zum
Oberbürgermeister der größten hes-
sischen Stadt gewählt und 2018 für
weitere sechs Jahre in seinem Amt
bestätigt worden.

Der 63-Jährige ist im Zusammen-
hang mit der Awo-Affäre angeklagt
und war zudem in den vergangenen
Wochen durch weitere Ausrutscher
ausgefallen. Zuletzt hatte sogar Feld-
manns eigene Partei, die SPD, sei-
nen Rücktritt gefordert. lhe

Polizei schert
bei Studie aus
Extremismus: Keine Teilnahme

an bundesweiter Befragung

Stuttgart. Die Polizei in Baden-Würt-
temberg schert aus und boykottiert
eine bundesweite Studie zu Erfah-
rungen und Einstellungen von Poli-
zeibeamten. Nach einem Veto des
Hauptpersonalrats wird ein Online-
Fragebogen der Deutschen Hoch-
schule der Polizei zunächst nicht an
die Dienststellen verteilt, obwohl In-
nenminister Thomas Strobl (CDU)
und Polizeipräsidentin Stefanie
Hinz für eine Teilnahme geworben
hatten. Ministerpräsident Winfried
Kretschmann will das nicht einfach
so hinnehmen. „Wir wollen, dass
diese Studie gemacht wird“, sagte
der Grüne. Er werde klären lassen,
ob der Hauptpersonalrat überhaupt
die Möglichkeit habe, die Teilnahme
der Beschäftigten der Polizei an der
Studie zu blockieren. „Das kann ich
mir nicht vorstellen“, sagte Kretsch-
mann.

Die Studie geht auf den früheren
Bundesinnenminister Horst Seeho-
fer (CSU) zurück, der damit auf For-
derungen reagierte, möglichen Ras-
sismus und Rechtslastigkeit in der
Polizei zu untersuchen. Die Unter-
suchung wurde dann aber deutlich
breiter angelegt. lsw

Mehr Hass
und Hetze

Kriminalität: Fallzahlen laut
Ministerium gestiegen

Stuttgart. Die Zahl von Hassdelikten
sowie von judenfeindlichen Strafta-
ten in Baden-Württemberg steigt
weiter an. Das Innenministerium
verzeichnete im ersten Quartal 2022
verglichen mit dem Vorjahreszeit-
raum einen Anstieg der Fallzahlen
bei der Hasskriminalität von 123 auf
144 Fälle, wie die Deutsche Presse-
Agentur erfuhr. Meistens geht es um
Volksverhetzungen, Gewaltdarstel-
lungen und Beleidigungen – aber
auch drei Gewaltdelikte sind darun-
ter. Die meisten Fälle werden dem
politisch rechten Spektrum zuge-
ordnet. 36 Fälle wurden im Internet
verübt. Ein Trend für das Gesamt-
jahr 2022 lasse sich aus den Fallzah-
len bislang noch nicht ableiten, hieß
es aus dem Ministerium.

Auch gegen Jüdinnen und Juden
gerichtete Hasskriminalität hat zu-
letzt zugenommen. Im vergangenen
Jahr stieg die Zahl der antisemitisch
motivierten Straftaten im Südwes-
ten von 228 (2020) auf 337 – ein Zu-
wachs von fast 50 Prozent. Im ersten
Quartal 2022 wurden 59 antisemiti-
sche Straftaten verzeichnet, im ers-
ten Quartal 2021 waren es 55. lsw

543828


